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Preisbremsen/Beihilfenrecht (TCTF, AGVO, IPCEI)

• Rekordniveau der Energiepreise  

• Green Deal Industrial Acts als 

Antwort zum IRA 

• Zeitlich begrenzte Anpassungen der 

EU-Beihilfevorschriften.

• vorgesehenen Möglichkeiten zur 

Förderung des Ausbaus von 

erneuerbaren Energien

• weitere Maßnahme der TCTF 

• „Matching Aid“ Klausel
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Preisbremsen/Beihilfenrecht (TCTF, AGVO, IPCEI)

• Matching Clause nicht sehr häufig 

genutzt

• keine Änderungen zu Beihilfen zur 

Abfederung von Mehrkosten 

aufgrund der außergewöhnlich 

starken Erhöhungen der Erdgas- und 

Strompreise. 

• Strompreisbremse (StromPBG) und 

ErdgasWärmePBG.

• Abweichung von den Empfehlungen 

der Gaskommission zum Nachteil 

der Industrie Streichung des EBITDA-

Kriteriums zum Nachweis der 

Beihilfefähigkeit
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Weitere aktuelle Änderungen im Beihilferecht

• Änderung der Allgemeinen 

Gruppenfreistellungsverordnu

ng (AGVO). Damit künftig im 

Prinzip auch kleinere IPCEI-

Projekte (Important Projects of 

Common European Interest) 

ohne Genehmigungsschleife 

• IPCEI-Verfahren weiterhin zu 

langwierig und komplex: Code 

of Conduct für IPCEI-

Notifizierungen?
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Nachhaltigkeitsinitiativen 

• Rechtssicherheit für Nachhaltigkeit. 

• Studie „Wettbewerb und 

Nachhaltigkeit in Deutschland und 

der EU“

• Horizontal-LL der KOM

• Kostensteigerungen und Risiken in 

horizontaler und vertikaler Hinsicht 

• kartellrechtlichen Prüfungsmaßstab 

weniger stark ökonomisch 

ausrichten; britische 

Wettbewerbsbehörde (CMA) schon 

weiter als die Kommission

• Nachhaltigkeitsziele auch auf der 

Rechtsfolgenseite
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11.	GWB-Novelle

o Störungsbegriff 

o „Einhegungen“ bei der Entflechtung 

(Marktbeherrschung) auch auf die 

anderen Abhilfemaßnahmen 

übertragen 

o Bei Entflechtung volle 

Kompensation 

(verfassungsrechtliches Gebot), 

fehlt auch der Ministerdispens 

spiegelbildlich zur Ministererlaubnis

o Subsidiarität zum Kartellrecht 

ausgestalten, um geltendes Recht 

und Missbrauchsaufsicht nicht 

auszuschalten

o Aufschiebende Wirkung auch bei 

der Feststellung der Störung und 

Abhilfemaßnahmen vorsehen
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